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I. Einführung und Begriffserklärung 

I. Die öffentlich-rechtlichen Sparkassen 
Begriff und öffentlicher Auftrag 

Gegenstand dieser Arbeit sind ausschließlich öffentlich-rechtliche 
Sparkassen. Daher ist festzulegen, was unter einer öffentlich-recht-
lichen Sparkasse zu verstehen ist. Hierbei sind die öffentlich-rechtlichen 
Sparkassen abzugrenzen von den sogenannten "Freien Sparkassen", 
den Bausparkassen und den schleswig-holsteinischen "Sparkassen des 
Privatrechts", die nicht behandelt werden. 

Der Begrüf der öffentlich-rechtlichen Sparkasse ist weder im Gesetz1 

noch in der Literatur einheitlich bestimmt3• Früher stellte man aus-
schließlich auf die rechtliche Stellung der Sparkasse ab und definierte 
als öffentlich-rechtliche Sparkasse jede "in den öffentlichen Organismus 
eingegliederte Sparkasse, die von einer juristischen Person des öffent-
lichen Rechts betrieben wird"4, wobei die Bedeutung des Begriffs 
"Sparkasse" als bekannt vorausgesetzt wurde. 

Heute geht man allgemein von einer Definition aus, die sich aus meh-
reren Faktoren zusammensetzt. Hiernach ist eine Sparkasse eine ge-
meinnützige, mündelsichere Anstalt des öffentlichen Rechts5, die Kauf-

1 § 248 II 1 BGB, Art. 99 EGBGB, §§ 10 II 4 und 40 I KWG sowie die Spar-
kassengesetze der Länder setzen den Begriff voraus und bringen keine Klä-
rung. 

2 So auch Hoffmann, Kommunales Sparkassenwesen, S. 741 (783); Dick, 
Verflechtung zwischen Sparkassen und Girozentralen, S. 9; LohT, Satzungs-
gewalt und Staatsaufsicht, S. 19, 23; FTick, Staatsaufsicht, S. 72; MahleT, 
Rechtsstellung und Haftung, S. 10 ff.; Waldmann, Rechtsstellung der An-
staltsbeamten, S. 47; StolzenbuTg, Die freien Sparkassen, S. 2; Heinen, Die 
Rechtsstellung der Gemeinden, S. 9. 

3 Er ist im übrigen auch nicht identisch mit dem Begriff der "öffentlich-
rechtlichen Kreditinstitute" vgl. Twiehaus, Die öffentlich-rechtlichen Kre-
ditinstitute; Dannenbaum, Öffentlich-rechtliche Kreditanstalten, S. 1 ff. 

4 Planck, Bürgerliches Gesetzbuch nebst Einführungsgesetz (Kommentar), 
3. Aufl. Berlin 1906, Bd. IV, S. 690. 

5 So schon§ 2 I ReichsnotVO, heute Art. 3 I SpG Bayern;§ 1 SpG Bad-Wü.; 
§ 1 SpG Hessen;§ 1 I SpG Saarland;'§ 2 SpG NRW; § 1 I SpG Rhld-Pf.; § 3 I 
SpG Nieders.; § 1 I SpG Schl-H.; § 1 SpG Berlin; § 1 II Satzung Bremerha-
ven; vgl. auch Hoffmann, Kommunales Sparkassenwesen, S. 752 und Wald-
mann, Die Rechtsstellung der Anstaltsbeamten, S. 18 ff. Im Gegensatz dazu 
sind die Sparkassen- und Giroverbände Körperschaften des öffentlichen 
Rechts. 
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mannseigenschaft besitzte und für deren Verbindlichkeiten ein Ge-
währträger7 subsidiär haftet8• Nicht berücksichtigt werden aufgrund 
ihrer privatrechtliehen Organisationsformen als Vereine und Stiftun-
gen9 die sogenannten "Freien Sparkassen"10• Weiterhin bleiben die Bau-
sparkassen aufgrund ihrer anderen Zielsetzung und der Tatsache, daß 
sie überwiegend unselbständige Einrichtungen der jeweiligen Girozen-
tralen sind11, außer Betracht. Die schleswig-holsteinischen "Sparkassen 
des Privatrechts" können unbeschadet der Regelung ihrer Rechtsver-
hältnisse im Schleswig-Holsteinischen Sparkassengesetz12 ebenfalls nicht 

Wenn § 1 I der Sparkassenverordnung vom 20. Juli/4. August 1932 von "Kör-
perschaften" spricht, so handelt es sich nach Esch I Oberbillig, § 1 SpG I 
Anm. 4, m. w. N., um eine "falsa demonstratio" des Gesetzes, ebenso Gerth, 
Das Recht der Sparkassenbeamten in NRW, ZBR 1958, S. 92; a.A. wohl Schütz, 
Sparkassenrecht und Beamtenrecht im Lande NRW, in DÖD 1958, S. 67. 

e Auf die umfassende Diskussion über die Kaufmannseigenschaft kann 
hier nicht eingegangen werden, vgl. RGZ 116, 227; BGH in BB 1952, 480 
(= BGHZ 6, 55; in der amtl. Sammlung fehlt die im BB 1952 angesprochene 
Passage allerdings), die von Fall zu Fall entscheiden wollen; nach heute ganz 
herrschender Meinung haben Sparkassen Kaufmannseigenschaft, Hoffmann, 
Kommunales Sparkassenwesen, S. 753 ff.; Esch I Oberbillig, Sparkassenrecht, 
§ 1 SpG Anm. 8; Biebricher, Rechtsprobleme der inneren Ordnung der ge-
meindlichen Sparkassen, S. 46 ff.; Stolzenburg, Die rechtliche Sonderstellung 
der freien Sparkassen, S. 53 ff.; Frick, Die Staatsaufsicht über die kommu-
nalen Sparkassen, S. 80 ff. und ders., Die Kaufmannseigenschaft der kom-
munalen Sparkasse, in Sparkasse 1959, S. 380 ff.; Kurth, Sind die Sparkas-
senvorstände Unternehmer?, in ZfgK 1976, S. 389 setzt die Kaufmannseigen-
schaft als selbstverständlich voraus, ebenso die Regelung in § 11 des Öster-
reichischen Sparkassenverwaltungsgesetzes. 

7 Art. 4 SpG Bayern;§ 8 IV SpG, § 2 II MuSa Bad-Wü.; § 3 I SpG, § 1 III 
MuSa Hessen; § 4 SpG Saarland; § 5 SpG, § 2 MuSa NRW; § 3 SpG, § 1 III 
MuSa Rhld-Pf.; § 5 SpG, § 1 MuSa Niedersachsen, § 4 SpG Schl-H.; § 3 SpG 
Berlin; § 1 III Satzung Bremerhaven. Außerdem § 2 II der Preußischen 
Mustersatzung vom 26. August 1932; weitere historische Aspekte bei Paul, 
Die Haftung der Gewährträger für ihre Sparkassen, in Sparkasse 1936, 
S. 126 ff. 

8 Hoffmann, S. 741 mit zahlreichen weiteren Nachweisen; Esch I Oberbillig, 
§ 1 SpG Anm. 3. 

9 Poullain, S. 36 ff.; sowie: Die Sparkasse in Stichworten, S. 59. 
10 Stolzenburg, Die Sonderstellung der Freien Sparkassen im Deutschen 

Sparkassenwesen, S. 56 ff.; Hoffmann, Freie und kommunale Sparkassen, 
in Sparkasse 1965, S. 146; Waldmann, Die Rechtsstellung der Anstaltsbeam-
ten unter besonderer Berücksichtigung der Sparkassenbeamten, S . 47; Poul-
lain, Die Sparkassenorganisation, S. 36 ff.; Henze, Die Sparkassenorgane in 
der neuzeitlichen Entwicklung des Sparkassenwesens, in Sparkasse 1961, 
S. 323; Clausen, Der Einfluß der Gemeinde, S. 28 ff. Ossenbühl, Grundfragen 
zum Rechtsstatus der Freien Sparkassen, S. 11. Hierzu gehören die "Spar-
kasse in Bremen" (rechtsfähiger wirtschaftlicher Verein) und die "Ham-
burger Sparkasse" (juristische Person "alten hamburgischen Rechts"), die 
somit unberücksichtigt blieben; anders die städtische Sparkasse Bremer-
haven. 

11 So Poullain, Die Sparkassenorganisation, S. 113. Hiernach sind nur die 
Landesbausparkassen Baden, Harnburg und Württemberg Anstalten des 
öffentlichen Rechts, vgl. auch Schneider, Bausparkassengesetz, S. 11. 

12 §§ 34 ff. SchlH-SpG. 
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den öffentlich-rechtlichen Sparkassen zugeordnet werden, da ihr Ge-
währträger eine privatrechtliche Stütung oder ein rechtsfähiger Ver-
ein ist13• 

Der "öffentliche Auftrag" wird dagegen selbst nicht als Wesensmerk-
mal der öffentlich-rechtlichen Sparkasse angesehen, sondern durch das 
Wort "gemeinnützig" nur verkürzt wiedergegeben. Dennoch ist der 
"öffentliche Auftrag" der Sparkassen einerseits für das Selbstverständ-
nis der Sparkassen, andererseits aber auch für die Lösung einzelner 
Rechtsfragen im Bereich des Sparkassenwesens von ständiger Bedeu-
tung14. Früher umschrieb man mit ihm die Bestimmung der Sparkassen, 
"minderbemittelten Volksklassen Gelegenheit zur sicheren Aufbewah-
rung, Verzinsung und allmählichen Vermehrung kleiner Ersparnisse 
darzubieten"16• 

Heute nennen die Sparkassengesetze der Länder als Aufgabenstel-
lungen die Förderung des Spargedankens, die Schaffung von Anlage-
möglichkeiten, die Deckung des örtlichen Kreditbedarfs, die Förderung 
des Mittelstandes und der wirtschaftlich schwachen Kreise der Bevöl-
kerung18. Die Aufgabenstellung der Sparkassen ist somit nur im Ansatz 
unverändert geblieben; Gewinnerzielung als solche ist jedenfalls nach 
wie vor nicht Hauptaufgabe der Sparkassen. Andererseits hat der zu-
nehmende Umfang ihrer Geschäfte17 die Sparkassen nicht nur zu Ver-

1s Hierzu im einzelnen Kujath, Das Sparkassengesetz für das Land Schles-
wig-Holstein, in Sparkasse 1958, S. 147. 

u Zum öffentlichen Auftrag der Sparkassen BVerwG in Sparkasse 1972, 
116; bestätigt durch BVerwG in DÖV 72, 350; Marquardt I Perdelwitz, Der 
Sparkassen-Vorstand, S. 18 ff.; Sparkassen in Öffentlicher Verantwortung -
Deutscher Sparkassentag 1973, S. 47 ff.; Stern I Nierhaus, Rechtsfragen der 
Neuordnung des Sparkassenwesens als Folge kommunaler Neugliederung, 
S. 16 m. w. N.; Frick, Die Staatsaufsicht, S. 72 ff.; Lohr, Satzungsgewalt und 
Staatsaufsicht, S. 19 ff.; Waldmann, Die Rechtsstellung der Anstaltsbeamten 
unter besonderer Berücksichtigung der Sparkassenbeamten, S. 76 ff.; Bieb-
richer, Rechtsprobleme der inneren Ordnung der gemeindlichen Sparkas-
sen, S. 67 ff.; Hoffmann, Kommunales Sparkassenwesen, S. 759 ff.; Kurth, 
Sind die Sparkassenvorstände Unternehmer? in ZfgK 76, 369; weitere Nach-
weise aus der Rspr. bei Krebs I Dülp, Bayerisches Sparkassenrecht, Einlei-
tung AIV. 

u So noch § 1 des Österreichischen Sparkassenregulativs von 1844 (Hof-
kanzleidekret vom 26. Sept. 1844), das im übrigen in Österreich heute noch 
geltendes Recht ist. 

18 Art. 2 I SpG, § 18 I, II SpO Bayern; § 6 SpG, § 3 MuSa Bad.-Wü; § 2 I 
SpG, § 2 MuSa Hessen;§ 2 I SpG Saarl.; § 3 SpG NRW; § 4 SpG, § 2 MuSa 
Rhld-Pf; § 4 SpG, § 2 MuSa Nieders.; § 2 SpG, § 2 MuSa SchlH.; § 2 SpG, 
§ 2 MuSa Berlin; eingehend hierzu aus heutiger Sicht Poullain, Hauptfragen 
des Sparkassenwesens, in Sparkasse 1970, S. 179 ff. 

17 Nach Geiger, Sind die Sparkassenvorstände Unternehmer?, in ZfgK 76, 
365 hielten die Sparkassen und Landesbanken/Girozentralen 1976 rund 40 % 
des Marktes im deutschen Kreditwesen. Die gleiche Zahl findet sich in dem 
Beitrag von Mählmann, Sparkassen als Partner der Wirtschaft in: Spar-
kassen in Öffentlicher Verantwortung - Deutscher Sparkassentag 1973. 


